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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 

Beurkundungsgesetz 


1. Zu §§55, 57 

a) In § 55 ist folgende Nummer 5 a einzufügen: 

„5 a. § 8 Abs. 1, 2 Satz 2 der Verordnung über 
das Genossenschaftsregister in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Novem- 
ber 1923 (Reichsgesetzbl. I S. 1123);". 

b) § 55 Nr. 8 ist zu streichen. 

c) § 57 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,(2) Das Gesetz, betreffend die Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitglieder des Vorstandes haben zu- 
gleich ihre Unterschrift vor dem Gericht zu 
zeichnen oder die Zeichnung in öffentlich be- 
glaubigter Form einzureichen. Wird die Un- 
terschrift vor dem Gericht gezeichnet, so ist 
eine Niederschrift nach den Vorschriften des 
Beurkundungsgesetzes zu errichten." 

2. § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorstandsmitglieder haben ihre Unter- 
schrift vor dem Gericht zu zeichnen oder die 
Zeichnung in Öffentlich beglaubigter Form ein- 
zureichen. Wird die Unterschrift vor dem Ge- 
richt gezeichnet, so ist eine Niederschrift nach 
den Vorschriften des Beurkundungsgesetzes 
zu errichten." 

3. § 84 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift 
persönlich vor dem Gericht zu zeichnen oder 
die Zeichnung in öffentlich beglaubigter Form 
einzureichen. Wird die Unterschrift vor dem 
Gericht gezeichnet, so ist eine Niederschrift 
nach den Vorschriften des Beurkundungs- 
gesetzes zu errichten." 

4. § 157 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Anmeldungen zum Genossenschafts- 
register sind durch sämtliche Mitglieder des 
Vorstandes oder sämtliche Liquidatoren per- 
sönlich zu bewirken oder in öffentlich be- 
glaubigter Form einzureichen. Werden die 
Anmeldungen persönlich bewirkt, so ist eine 
Niederschrift nach den Vorschriften des Be- 
urkundungsgesetzes zu errichten." ' 

d) In § 57 Abs. 5 Nr. 2 ist die Zahl „128," zu 

streichen. 

Dem Absatz 5 ist folgende Nummer 3 anzufügen: 


,3. § 128 erhält folgende Fassung: 

„§ 128 

Die Anmeldungen zur Eintragung in das 
Handelsregister sowie die zur Aufbewahrung 
bei dem Gericht bestimmten Zeichnungen von 
Unterschriften können zur Niederschrift des 
Registergerichts erfolgen. Die Niederschrift 
wird nach den Vorschriften des Beurkun- 
dungsgesetzes errichtet.'" 

e) § 57 Abs. 8 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

,1. In § 12 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Wird die Anmeldung oder Unterschrifts- 
zeichnung persönlich bei dem Gericht bewirkt, 
so ist eine Niederschrift nach den Vorschriften 
des Beurkundungsgesetzes zu errichten." 

f) § 57 Abs. 9 ist wie folgt zu fassen: 

,(9) § 24 Abs. 1 der Handelsregisterverfügung 
vom 12. August 1937 (Reichsministerialbl. S. 515, 
Deutsche Justiz S. 1251) erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Eintragsanmeldung zum Handels- 
register, sofern sie nicht schriftlich eingereicht 
wird, sowie die zur Aufbewahrung beim Gericht 
bestimmten Zeichnungen nimmt das Gericht ent- 
gegen. Die Niederschrift wird nach den Vorschrif- 
ten des Beurkundungsgesetzes errichtet." ' 

Begründung 

Für eine Änderung des geltenden Rechtszustandes, 
wonach die Anmeldungen zur Eintragung in das 
Handels-, Genossenschafts-, Vereins- und Güter- 
rechtsregister sowie die Zeichnung der Unterschrif- 
ten auch zur Niederschrift des Registergerichts vor- 
genommen werden können, besteht kein Bedürfnis. 
Die in der Begründung des Entwurfs (S. 8 ff.) für die 
Einschränkung gerichtlicher Beurkundungszuständig- 
keiten angeführten Gesichtspunkte treffen auf die 
Anmeldung zum Registergericht und die Unter- 
schriftszeichnung nicht zu. Die derzeitige Regelung 
bringt keine erhebliche Arbeitsbelastung für das' 
Registergericht mit sich. Einer besonderen Beratung 
der Beteiligten bedarf es nicht. Der Inhalt der An- 
meldungen ist gesetzlich genau vorgeschrieben. Fra- 
gen der rechtlichen Gestaltung von Rechtsverhältnis- 
sen, steuerliche Fragen usw. spielen bei der Regi- 
steranmeldung keine Rolle. Die unternehmerischen 
Entscheidungen sind in diesem Zeitpunkt längst ge- 
fallen, solche Fragen also schon geklärt. Im Gegen- 
satz zum Notar, insbesondere wenn er nicht am Sitz 
des Registergerichts ansässig ist, kann also der 
Urkundsbeamte des Registergerichts auf Grund der 
ihm bekannten Praxis des Gerichts und vor allem 
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der ihm ohne weiteres zugänglichen Unterlagen so- 
fort feststellen, ob einer Eintragung Hindernisse 
(wie z. B. mangelnde Unterscheidbarkeit einer 
Firma von einer bereits eingetragenen Firma, § 30 
HGB) entgegenstehen und auf eine brauchbare und 
zweckentsprechende Erklärung hinwirken. Es hat 
sich in langjähriger Praxis gezeigt, daß die vom 
Urkundsbeamten des Registergerichts aufgenom- 
menen Anmeldungen und Zeichnungen durchweg 
zum sofortigen Vollzug geeignet sind. Auch die aus 
rechtsstaatlichen Gründen in anderen Fällen gegen 
die Beurkundungszuständigkeit der Gerichte herge- 
leiteten Bedenken greifen hier nicht durch. Register- 
aiimeldungen und Unterschriftszeichnungen zielen 
nicht auf Entscheidungen ab, sondern haben die 
Aufgabe, die eindeutig gegebenen Rechtsverhält- 
nisse der Beteiligten in der richtigen Form einer 
möglichst zügigen Registereintragung zuzuführen. 
Maßgebend sollte daher für die Regelung der Be- 
urkundungszuständigkeit die Zweckmäßigkeit sein. 
Diese spricht aber eindeutig für den Fortbestand der 
Zuständigkeit des Registergerichts, wie u. a. auch 
der Umstand beweist, daß die Urkundstätigkeit der 
Notare in diesen Fällen überwiegend nur dann in 
Anspruch genommen wird, wenn die anzumeldenden 
Umstände öffentlich beurkundet sein müssen, wie 
z. B. die Gründung einer GmbH. 

Zudem bringt die vorgesehene Regelung Gefahren 
für den Rechtsverkehr mit sich. Sie entspringen aus 
der Bestimmung des § 15 HGB, wonach eine ein- 
tragungspflichtige Tatsache solange nicht Dritten, 
welche die Tatsache nicht kennen, entgegengehalten 
werden kann, als sie nicht im Handelsregister ein- 
getragen ist. Gerade kleinere und mittlere Unter- 
nehmen, die nach bisheriger Erfahrung in erster 
Linie die Urkundstätigkeit der Registergerichte in 
Anspruch genommen haben, werden dazu neigen, 
die notwendigen Anmeldungen zum Handelsregister 
zu unterlassen; es müßte damit gerechnet werden, 
daß sie die Anmeldung noch eher unterlassen, wenn 
die vorgesehene umständliche Regelung Gesetz wer- 
den sollte, nach der sie nicht nur das Registergericht, 
sondern auch den Notar bemühen müßten. Damit 
wären gerade die schwächeren Unternehmen der 
erhöhten Gefahr ausgesetzt, infolge der Unterlas- 
sung einer Anmeldung einer weitreichenden Haftung 
gegenüberzustehen. 

Ähnliches gilt für das Vereins- und Güterrechts- 
register; insoweit ist durch die §§ 159, 161 FGG auf 
§ 128 FGG verwiesen. 

2. Zu §§ 55, 57, 60, 61 

a) In § 55 sind 
aa) Nummer 9, 

bb) in Nummer 13 die Zahl „7," 
zu streichen; 

b) in § 57 Abs. 4 Nr, 2 ist die Zahl „142," durch 
das Wort „und" zu ersetzen; 

c) § 60 Nr. 62 ist zu streichen; 

d) in § 61 Abs. 1 ist die in § 60 gestrichene Num- 
mer 62 als Nummer 12 anzufügen. 


Begründung 

Die vorgesehenen Änderungen dienen dazu, die 
Beurkundungsbefugnis der Verwaltungsbehörden 
i auf dem Gebiete der ländlichen Siedlung und hin- 
sichtlich der Wasser- und Bodenverbände in dem 
bestehenden Umfang aufrechtzuerhalten. Dies ist 
notwendig. 

Die im Verlauf eines Siedlungsverfahrens zu tref- 
fenden rechtsgeschäftlichen Vereinbarungen sind so 
eng mit der Verfahrensleitung verknüpft, daß ihre 
Beurkundung durch sach- und rechtskundige Be- 
amte der SiedluPxgsbehöide erforderlich ist. Dem 
Abschluß von Kaufverträgen zum Beispiel gehen 
umfangreiche Verhandlungen mit Privatpersonen 
und Dienststellen voraus. Ohne Kenntnis dieser 
Verhandlungen wird der Notar nicht in der Lage 
sein, deren Ergebnisse in Verträgen niederzulegen. 
Diese entscheidenden Vorarbeiten müßten weiter- 
hin von Siedlungsbehörden erledigt werden; dem 
Notar bliebe nur der formelle Beurkundungsakt. 

Bei der Durchführung von Unternehmen von Was- 
ser- und Bodenverbänden, z. B. Flußbegradigungen, 
ist häufig der Erwerb von zahlreichen kleinen Par- 
zellen notwendig. Der Aufwand bei der Beurkun- 
dung solcher Verträge steht meist in keinem Ver- 
hältnis zu den Gebühren. Wegen umfangreicher, 
häufig an Ort und Stelle zu treffender Ermittlungen 
wäre der Notar mit dieser Aufgabe überfordert. Die 
entscheidenden Arbeiten müßten von Beamten er- 
ledigt werden. Es wäre unzweckmäßig, den Beam- 
ten dann die Protokollierung der Verhandlungser- 
gebnisse nicht zu gestatten. 

Bei der bisherigen Regelung sind Fälle des Miß- 
brauchs oder der Interessenkollision nicht bekannt 
geworden. 

Gegen die vorgesehene Regelung spricht auch, daß 
die nach § 144 Abs. 3 und 4 der Kostenordnung 
um 80 Prozent zu ermäßigende Gebühr durch Bei- 
hilfen und Darlehen aus öffentlichen Mitteln aufge- 
bracht werden müßte. 

Bei der vorgesehenen Regelung würden außerdem 
Verfahrensverzögerungen unvermeidlich. 

Wegen Einzelheiten der Begründung wird auf die 
Nummern 4, 5, 10, 14 und 21 der Stellungnahme 
des Bundesrates vom 5. Juni 1968 (BR-Drucksache 
197/68 — Beschluß — ) Bezug genommen. Der Bun- 
desrat hat bereits damals im 1. Durchgang zu dem 
Gesetzentwurf im Sinne des obigen Antrags Stel- 
lung genommen. 

3. Zu § 56 Abs. 2 Nr. 6 

§ 56 Abs. 2 Nr. 6 ist zu streichen. 

Begründung 

Ist beim Nachlaß ge rieht ein Antrag auf Erteilung 
eines Erbscheins gestellt, so hat das Gericht nach 
§ 12 FGG von Amts wegen die zur Feststellung 
der Tatsachen erforderlichen Ermittlungen zu ver- 
anstalten und die geeignet erscheinenden Beweise 
aufzunehmen. Die im § 2356 Abs. 2 BGB für den 
Regelfall vorgeschriebene eidesstattliche Versiehe- 
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rung ist ein Ersatz für andere Beweismittel. Dem 
Nachlaßgericht kann nicht die Möglichkeit genom- 
men werden, in einem bei ihm anhängigen Verfah- 
ren die erforderlichen Beweise aufzunehmen oder 
von der gesetzlich vorgesehenen Ersatzform des Be- 
weises, eben der eidesstattlichen Versicherung, Ge- 
brauch zu machen. Bei der Entgegennahme der 
eidesstattlichen Versicherung durch das Nachlaß- 
gericht in dem von ihm geführten Erbscheinsver- 
fahren handelt es sich in erster Linie nicht um eine 
Beurkundung, sondern um eine Beweisaufnahme. 

§ 56 Abs. 2 Nr. 6 geht in seiner Bedeutung über 
das Beurkundungsrecht weit hinaus und bedeutet ; 
eine sachliche Änderung des § 12 EGG, die um so | 
weniger angebracht ist, als durch sie der in Vorbe- , 
reitung befindlichen Reform des Rechts der Freiwilli- | 
gen Gerichtsbarkeit vorgegriffen würde. Außerdem 
würde durch die vorgeschlagene Änderung die in 
Bayern und der Pfalz vorgeschriebene Erbenermitt- 
lung von Amts wegen (Artikel 3 BayNachlG) beein- ; 
trächtigt, was ebenfalls einen derzeit nicht veranlaß- | 
ten Vorgriff auf die Reform des Rechts der Freiwilli- ' 
gen Gerichtsbarkeit darstellte. Schließlich steht die | 
vorgeschlagene Änderung auch mit § 2356 Abs. 2 | 
Satz 2 BGB nicht in Einklang. Diese Bestimmung | 
enthält eine nähere Ausgestaltung des nach § 12 | 
EGG geltenden Amtsermittlungsprinzips und setzt 
voraus, daß sich der Antragsteller (vor der Auf- 
nahme einer „Erbscheinsverhandlung'' beim Notar) 
an das Nachlaßgericht wendet. Dem Antragsteller 
kann nicht zugemutet werden, sich wegen seiner 
Bitte auf Erlaß der eidesstattlichen Versicherung 
zunächst an das Nachlaßgericht zu wenden, bei Ab- 
lehnung dieses Antrags die eidesstaatliche Versi- 
cherung dann aber nicht bei dem Nachlaßgericht 
abgeben zu können, sondern nun einen Notar auf- 
suchen zu müssen. j 

Es geht auch nicht an, in § 2356 Abs. 2 Satz 1 BGB | 
an die Stelle des Wortes „Gericht" das Wort „Nach- | 
laßgericht" zu setzen, denn dadurch würde mög- 
licherweise die Befugnis des Nachlaßgei ichts ausge- i 
schlossen, ein anderes Gericht im Rechtshilfeweg ! 
zur Entgegennahme der eidesstattlichen Versiehe- | 
rung zu ersuchen. Auf diese Möglichkeit kann nicht j 
etwa deshalb verzichtet werden, weil die eides- j 
stattliche Versicherung auch vor einem Notar abge- 
geben werden kann. Anders als der Notar kann das 
ersuchte Gericht das Nachlaßgericht auf Bedenken 
hinweisen, die gegen die Glaubwürdigkeit der Per- 
son bestehen, welche die eidesstattliche Versiche- 
rung abgegeben hat. 

4. Zu § 58 

Nach § 58 ist folgender § 58 a einzufügen: 

„§ 58 a 

Grunderwerb für Landstraßen I. Ordnung 

Für einen Vertrag, durch den sich der eine Teil 
verpflichtet, das Eigentum an einem Grundstück auf 
den Träger der Straßenbaulast einer Landstraße 
I. Ordnung zu übertragen, genügt die schriftliche 
Form, wenn dieser das Eigentum entsprechend einem 
nach den Landesstraßengesetzen festgestellten Plan 


erwirbt; die schriftliche Form genügt auch für die 
Verpflichtung des Trägers der Straßenbaulast, Er- 
satzland zu übereignen." 

Begründung 

Die durch die Änderung des § 19 des Bundesfern- 
straßengesetzes (s. unten Nummer 5 Buchstabe c) 
vorgesehene Erleichterung des Grunderwerbs für 
den Bau der Bundesfernstraßen sollte auch auf die 
Landstraßen I. Ordnung ausgedehnt werden, weil 
der Grunderwerb von den gleichen Behörden und 
nach den gleichen rechtlichen und haushaltsrecht- 
lichen Grundsätzen abzuwickeln ist wie bei den Bun- 
desfernstraßen. 

5. Zu § 61 Abs. 1 Nr. 8 a (neu), § 57 Abs. 4 Nr. 1, 
§ 57 Abs. 17 a (neu), § 60 Nr. 56 Buchstabe b 

a) In § 61 Abs. 1 ist folgende Nummer 8 a einzu- 
fügen: 

„8 a. Vorschriften über die Form der Beurkun- 
dung in Enteignungsverfahren;". 

b) § 57 Abs. 4 Nr. 1 ist zu streichen. 

c) Nach § 57 Abs. 17 ist folgender Absatz 17 a ein- 
zufügen: 

,(17 a) In § 19 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1741) wird 
nach Absatz 4 folgender neuer Absatz 4 a ein- 
gefügt: 

„(4 a) Für einen Vertrag, durch den sich der 
eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem 
Grundstück zu übertragen, genügt die schrift- 
liche Form, wenn der andere Teil Träger der 
Straßenbaulast der Bundesfernstraße ist und 
das Eigentum entsprechend einem nach § 18 
Abs. 5 festgestellten Plan erwirbt; die schrift- 
liche Form genügt auch für die Verpflichtung 
des Trägers der Straßenbaulast, Ersatzland zu 
übereignen." 

d) § 60 Nr. 56 Buchstabe b ist eingangs wie folgt zu 
fassen; 

„b) Artikel 12 §§ 2 bis 4, soweit . . ." 
Begründung 

§ 34 Abs. 1 Satz 3 des badischen Enteignungsgeset- 
zes vom 26. Juni 1899 (GVBl. S. 359) i. d. F. der Be- 
kanntmachung vom 24. Dezember 1908 (GVBl. S. 703) 
sieht vor, daß bei einer Vereinbarung über die Ab- 
tretung des Eigentums und die Entschädigung vor 
der Kommission auch die Auflassung erklärt und die 
Eintragung im Grundbuch beantragt und bewilligt 
werden können. Ähnlich sieht Artikel 26 des baye- 
rischen Gesetzes zur Ausführung der Reichs-Zivil- 
i Prozeßordnung und Konkursordnung vom 23. Fe- 
bruar 1879 vor, daß bei gütlicher Einigung die Auf- 
lassung vor der Enteignungsbehörde erklärt werden 
kann. Diese Möglichkeit soll durch § 57 Abs. 4 Nr. 1 
des Gesetzes beseitigt werden. Für die Aufrecht- 
erhaltung der genannten Vorschriften besteht jedoch 
im Interesse der Verwaltungs vereinfachung ein drin- 
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gendes Bedürfnis. Es ist keinesfalls damit zu rech- 
nen, daß die landesrechtlichen Enteignungsvorschrif- 
ten in Zukunft vorsehen werden, eine gütliche Eini- 
gung vor einem Notar zu beurkunden. Vielmehr 
werden die Länder, wenn ihnen der bisherige Weg 
verschlossen wird, gezwungen sein, auf den anderen 
Weg auszuweichen, wie ihn schon § 110 BBauG ge- 
wiesen hat, nämlich die Niederschrift über die güt- 
liche Einigung einem rechtskräftigen Enteignungs- 
beschluß gleichzustellen. Ohne daß dadurch der 
Rechtsschutz der Betroffenen verstärkt würde, würde 
dadurch lediglich die unerwünschte Folge eintreten, 
daß weitere Rechtsänderungen außerhalb des Grund- 
buchs eintreten. Das wird gerade durch die ge- 
schilderte Regelung Baden-Württembergs und Bay- 
erns sowie durch Artikel 12 § 1 Abs. 2 des preußi- 
schen AGBGB vermieden. 

Um die bisherige zweckmäßige Regelung aufrecht- 
zuerhalten, ist es erforderlich, einen Vorbehalt zu- 
gunsten des Landesrechts einzufügen (Buchstabe a), 
§ 57 Abs. 4 Nr. 1 des Gesetzes zu streichen (Buch- 
stabe b), Artikel 12 § 1 Abs. 2 des preußischen AGBGB 
aufrechtzuerhalten (Buchstabe d) und — als Folge- 
änderung — § 57 Abs. 17 des Entwurfs als Ab- 
satz 17 a (i. d. F. von Buchstabe c) wieder einzufügen. 

Gegenüber der Regierungsvorlage ist § 57 Abs. 17 a 
redaktionell geändert: Der Träger der Straßenbau- 
last erwirbt das Eigentum nicht „auf Grund" eines 
nach § 18 Abs. 5 Bundesfernstraßengesetz festge- 
stellten Plans, sondern durch Enteignung, soweit sie 
zur Ausführung eines nach § 18 Abs. 5 festgestellten 
Bauvorhabens notwendig ist (§ 19 Abs. 1 Bundes- 
fernstraßengesetz) . 


Begründung 

Der Entwurf erkennt an, daß die Zuständigkeit der 
Notare für die Beurkundung von Vaterschaftsaner- 
kenntnissen und damit zusammenhängenden Erklä- 
; rungen nicht ausreicht, um den praktischen Bedürf- 
nissen gerecht zu werden. Er hat deshalb die Zustän- 
digkeit der Jugendämter (§ 49 JWG) und der Stan- 
; desämter (§ 29 Abs. 2 PStG) nicht beseitigt. Neben 
diesen Zuständigkeiten kann jedoch auch auf die Be- 
urkundungszuständigkeit des Amtsgerichts nicht 
verzichtet werden. Regelmäßig wird sich der Vater 
nicht bereit finden, einen Notar zur Beurkundung 
des Vaterschaftsanerkenntnisses aufzusuchen. Von 
der Beurkundungsbefugnis der Standesbeamten wird 
in der Praxis nur sehr selten Gebrauch gemacht. Die 
Jugendämter sind nicht in jedem Fall personell so 
besetzt, daß ihnen die Ermächtigung zur Beurkun- 
■ düng nach § 49 JWG übertragen werden kann; zu- 
j dem werden viele Väter nicht bereit sein, ihre Er- 
i klärung vor dem Jugendamt abzugeben, weil sie 
dieses nicht als unparteiisch ansehen. Demgegenüber 
[ stehen die Vormundschaftsgerichte als unabhängige 
I Stelle zur Beurkundung zur Verfügung. Den Vor- 
I ladungen des Vormundschaftsgerichts kommen auch 
' Väter nach, die nicht bereit sind, das Jugendamt auf- 
j zusuchen. Sie erscheinen vielfach auch dann beim 
i Vormundschaftsgericht, wenn sie die Vaterschaft be- 
streiten, so daß meist sehr schnell Klarheit besteht, 
ob ein Rechtsstreit angestrengt werden muß. Der 
Wegfall der Beurkundungszuständigkeit der Vor- 
mundschaftsgerichte hätte keine Entlastung der Ge- 
I richte zur Folge, da mit einem Rückgang der Zahl 
I der Vaterschaftsanerkenntnisse und damit mit einem 
; Ansteigen der Zahl der Vaterschaftsprozesse gerech- 
I net werden müßte. 


6. Zu § 61 I 

Nach § 61 ist folgender § 61 a einzufügen: 1 

i 

.§ 61 a i 

Zuständigkeit der Amtsgerichte 

Unbeschadet der Zuständigkeit sonstiger Stellen 
sind die Amtsgerichte zuständig für die Beurkun- 
dung von 

1. Erklärungen, durch die der Vater eines nicht- 
ehelichen Kinders seine Vaterschaft zu dem 
Kinde anerkennt oder sich zur Unterhalts- 
leistung für das Kind verpflichtet; 

i 

2. Vereinbarungen zwischen dem Vater eines 
nichtehelichen Kindes und dem nichtehelichen 
Kinde über den Unterhalt für die Zukunft oder 
über eine an Stelle des Unterhalts zu gewäh- 
rende Abfindung; 

3. Vereinbarungen zwischen dem Vater eines 

nichtehelichen Kindes und der Mutter über die 
der Mutter aus der Beiwohnung und der Ent- 
bindung entstandenen Ansprüche, sofern diese 
Vereinbarung mit der Vereinbarung über den ^ 
Unterhalt des Kindes in derselben Urkunde 
verbunden wird." i 


7. Zu § 64 Satz 1 

In § 64 Satz 1 sind nach dem Wort „Verwaltungsver- 
fahren" die Worte „oder für sonstige Zwecke, für 
die eine öffentliche Beglaubigung nicht vorgeschrie- 
ben ist" einzufügen. 

Begründung 

Die bisherige Befugnis der Verwaltungsbehörden, 
allgemein die Echtheit von Unterschriften oder die 
Richtigkeit von Abschriften zu bezeugen, soll nach 
dem vorliegenden Gesetz nur noch für Zwecke der 
Verwendung im Verwaltungsverfahren bestehen 
bleiben. Beglaubigungen für Zwecke, die gesetzlich 
nicht geregelt sind, z. B. die vielfach von Banken 
und Versicherungsgesellschaften geforderten Unter- 
schriftbeglaubigungen oder die Beglaubigung von 
Zeugnisabschriften, könnte in Zukunft nur der Notar 
erteilen. Das bedeutet vor allem für die Bewohner 
des flachen Landes eine besondere Härte. Es kann 
ihnen nicht zugemutet werden, wegen jeder Unter- 
schriftsbeglaubigung in solchen Fällen größere Weg- 
strecken bis zum nächsten Notar zurückzulegen, zu- 
mal es sich auch nicht immer ausschließen lassen 
wird, daß beim Notar wieder längere Wartezeiten 
entstehen als bisher bei der Behörde. Hinzu kommt, 
daß die Notarkosten die Kosten einer behördlichen 
Beglaubigung beträchtlich übersteigen dürften. 
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